
Frankreichs reaktionärste Regierung seit 1944 
stößt auf Gegenwind – und erhält einen Rüffel von 
der Europäischen Union 
 
Fortsetzung zu „Sarkozy richtete die Bullen-Republik ein“ 
(http://labournet.de/internationales/fr/bullenrepublik4.pdf) und „Protest nach 
Sarkozys ,Krieg’ gegen das Nicht-Französische“ 
(http://labournet.de/internationales/fr/staatsrassismus1.pdf) 
 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Europäischer und internationaler Widerspruch gegen Sarkozys Politik 
massiver Abschiebungen (von EU-Bürger/inne/n) tritt zu den 
innenpolitischen Widerständen dagegen nun noch hinzu. Ein 
Parlamentarier der rechten französischen Regierungspartei UMP forderte 
daraufhin vor kurzem, Luxemburg möge lieber von der Landkarte 
gestrichen werden. Und Frankreichs Premierminister musste sich dafür 
im Nachbarland entschuldigen gehen. Solche Irren regieren uns...! Zum 
Glück bricht ein Krieg, jedenfalls innereuropäisch, 2010 schwerer aus, als 
etwa im Jahr 1910 der Fall gewesen wäre... Unterdessen sehen zwei 
Drittel der französischen Bevölkerung ihre Regierung sich an den 
neofaschistischen Front National annähern 
-------------------------- 
 
 
Nicht alltäglich ist das Resultat einer Umfrage, das am Donnerstag, den 23. 
September 2010 publik wurde. 66 Prozent der befragten Französinnen und 
Franzosen teilen demnach die Auffassung, dass sich die Positionen der 
Rechtsregierung „denen des (Anm.: neofaschistischen) Front National 
annähern“. Der Befragung durch das Institut BVA zufolge vertreten 34 % der 
Wähler/innen der Konservativen, aber 58 % unter denen der Neofaschisten 
und 88 % der Wählerinnen und Wähler von Linksparteien diese Auffassung. 
Unter dem Eindruck der diagnostizierten Annäherung zwischen rechts und 
rechtsextrem sind ferner inzwischen 42 Prozent der Ansicht, der Front National 
sei „eine politische Partei wie die anderen auch“ – eine Zahl, die gegenüber 
früheren Jahren stark anwuchs -, auch wenn 57 % nach wie vor diese 
„Normalisierungs“these ablehnen.  
 
 
81 % treten zugleich gegen einen Regierungseintritt des Front National ein. In 
dieser massiven Ablehnung dürfte auch der Hauptgrund dafür liegen, warum 
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Nicolas Sarkozy ein offenes Bündnis bislang ablehnt, anders als sein 
politischer Freund Silvio Berlusconi, der u.a. das ungeschminkte Rassistenpack 
von der Lega Nord in seinen Regierungshaufen hineinholte. – Vgl.1

 
Auch passiert es nicht alle Tage, dass die KP-nahe französische Zeitung 
,L’Humanité’ und die ‚Financial Times Deutschland’ (FTD) einen 
Sachverhalt bis in den Wortlaut hinein identisch bewerten. Am vergangenen 
Freitag und Samstag (17. und 18. September) jedoch waren sie sich einig: 
„Beim Lügen auf frischer Tat ertappt“ worden sei Nicolas Sarkozy, befanden 
beide Blätter. „Wie ein kleiner Junge“ stehe der Präsident in dieser Situation 
nun da, fügte die FTD hinzu.  
 
Der französische Präsident hatte zuvor die deutsche Bundeskanzlerin Angela 
Merkel als Kronzeugin für seine Politik zu gewinnen, oder zu vereinnahmen, 
versucht. Angesichts einer Unterredung am Rande eines Gipfeltreffens der 
Staats- und Regierungschefs – am Donnerstag, den 16. September 10 in 
Brüssel – habe Merkel ihm  gegenüber versichert, sie wolle seine Politik in 
Sachen Räumung von Roma-Siedlungen und Abschiebungen nach 
Südosteuropa „in einigen Wochen“ nachahmen. Dies stimme überhaupt nicht, 
die beiden hätten vielmehr nie unter vier Augen über dieses Thema 
gesprochen, verlautbarte es nur eine Stunde später aus dem Munde des 
deutschen Regierungssprechers in Berlin. Auβenminister Guido Westerwelle 
sprach von einem möglichen „Missverständnis“. Sogar sein französischer 
Amtskollege, Sarkozys Untergebener Bernard Kouchner, lieβ ihn im Stich: Er 
habe „keinerlei Kenntnis“ von einer Unterredung solchen Inhalts, verlautbarte 
dieser.  
 
Im kleinen Kreis, fügt die Wochenzeitung ,Le Canard enchaîné’ von diesem 
Mittwoch (22. September) hinzu, hat Bundeskanzlerin Merkel sich 
ausgesprochen harsch über Sarkozys Persönlichkeit ausgelassen. 
 

                                                 
1 Vgl. dazu AFP : 
http://www.google.com/hostednews/afp/article/ALeqM5iulG8tIgsxTSCx_wHN4q
pm6p5oRw , oder auch http://www.lejdd.fr/Politique/Actualite/Gouvernement-a-
droite-toute-222165/  und  
http://abonnes.lemonde.fr/politique/article/2010/09/23/une-majorite-de-francais-
jugent-que-les-positions-du-gouvernement-se-rapprochent-de-celles-du-
fn_1414917_823448.html
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Zustimmung (fast) nur bei den rassistischen Fanatikern von der 
,Lega Nord’ 
 
 
Angesichts der Angriffe, denen Frankreichs einseitige Abschiebepolitik gegen 
EU-Bürger beim EU-Gipfel am Donnerstag vergangener Woche (16. 
September) ausgesetzt war, suchte Sarkozy Hände ringend nach Verbündeten. 
Solche fand er vorläufig nur bei Silvio Berlusconi und seinen rechtsextremen 
Koalitionspartnern von der italienischen Lega Nord. Aber auch bei Teilen der 
tschechischen Regierung, aus der in den letzten Wochen jedoch sehr 
widersprüchliche Äuβerungen kamen: Premierminister Petr Necas verteidigte 
am Donnerstag, von Brüssel aus, das „Recht“ Frankreichs auf Abschiebungen 
von Roma – um „seine Gesetze durchzusetzen“ - im tschechischen 
Fernsehens. Hingegen hatte Auβenminister Karel Schwarzenberg diese am 28. 
August in Prag als Verstoβ gegen EU-Recht bewertet und energisch verurteilt. 
 
Kritik von der EU-Kommission 
 
 
Die massenhaften Ausweisungen aus Frankreich, deren Rhythmus sich seit 
Ende Juli 2010 stark beschleunigt hat und die auch jetzt bruchlos fortgesetzt 
werden, betreffen insbesondere Roma aus Bulgarien und Rumänien. Aber 
inzwischen hat sich herausgestellt, dass es – wohl versehentlich - auch andere 
bulgarische Staatsbürger traf. Die ersten dreizehn Flugzeuginsassen, die 
Anfang August 10 in Richtung Sofia geschickt wurden, waren jedenfalls keine 
Roma, sondern gehörten einer anderen Minderheit an: den bulgarischen 
Türken (oder „Pomaken“); vgl. http://www.lesinrocks.com/actualite/actu-
article/t/49644/date/2010-08-26/article/les-premiers-roms-expulses-etaient-des-turcs/
  
Die Tatsache, dass es sich um Staatsangehörige von EU-Mitgliedsländern 
handelt, rief zu Anfang letzter Woche die EU-Kommission in Brüssel auf den 
Plan. In ihrem Namen kündigte die europäische Kommissarin für Justizwesen 
und Bürgerrechte, die luxemburgische Staatsbürgerin Viviane Reding, am 
Dienstag der vergangenen Woche (14. September) die Einleitung eines 
Verfahrens gegen Frankreich wegen Verletzung der EU-Verträge an. Wenn 
Frankreich seine Politik nicht korrigiert – und danach sieht es nicht aus -, wird 
die Kommission die Angelegenheit vor den Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
in Luxemburg bringen.  
 
Verurteilt dieser Frankreich, so droht dessen Regierung eine empfindliche 
Geldbuβe. Bei einer Zuspitzung des Konflikts könnten sogar Frankreichs 
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Stimmrechte in EU-Gremien zeitweilig ausgesetzt werden. Seit Donnerstag 
Abend und den heftigen Schlagabtauschs auf dem Brüsseler Gipfel zeigt die 
Europäische Kommission sich jedoch bestrebt, den Streit eine Stufe tiefer zu 
hängen.  
 
Ursprünglich plante sie, ein Verfahren gegen eine Anordnung des 
französischen Innenministeriums vom 05. August 10 einzuleiten, weil diese 
explizit die Roma als Ziel von Räumungsmaβnahmen gegen illegal errichte 
Behausungen sowie von Ausreiseverfügungen benennt. Da dies als offene 
Diskriminierung aufgrund der „ethnischen Zugehörigkeit“ eingestuft wird – auch 
mehrere französische NGOs, unter ihnen die Liga für Menschenrechte (LDH), 
haben deswegen Strafanzeige gestellt -, nahm das Ministerium den Runderlass 
kurz nach dessen Bekanntwerden durch die Presse in Windeseile zurück. Am 
Montag, den 13. September setzte Innenminister Brice Hortefeux an seine 
Stelle eine andere Anordnung, welche die „ethnische“ Zugehörigkeit nicht mehr 
ausdrücklich erwähnt. „Sinn und Absicht unserer Politik stehen nicht in Frage, 
nur die Formulierung war problematisch“ erklärte Sarkozy – durch die 
Wochenzeitung ,Le Canard enchaîné’ (vom 15. 09. 10) zitiert – jedoch in 
seinem Beraterkreis. Seit vorigem Donnerstag will die EU-Kommission jedoch 
Frankreich nicht länger wegen „Rassendiskriminierung“ verfolgen, sondern 
noch wegen „schlechter Umsetzung“ einer EU-Richtlinie von 2004 zur 
Freizügigkeit. Und ein solches Verfahren wird gegen zwanzig Staaten 
gleichzeitig eingeleitet. Frankreich gerät dadurch zumindest symbolisch ein 
wenig aus der Schusslinie. 
 
,Enough is enough!’ 
 
Zwei Tage zuvor hatte die EU-Kommissarin Viviane Reding sich auf einer 
Pressekonferenz noch sehr heftig geäuβert. Als „eine Schande“ bezeichnete 
sie die französische Politik dort, und fügte aufgebracht hinzu: ,Enough is 
enough!’ Allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer „ethnischen Minderheit“ 
würden Menschen von französischem Boden ausgewiesen, erklärte Reding; 
und sie habe gedacht, eine solche Situation nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs nie wieder erleben zu müssen. 
 
Nicolas Sarkozy forderte die EU-Kommissarin daraufhin am Mittwoch, den 15. 
September dazu auf, sie möge doch lieber bei sich zu Hause, „in Luxemburg“, 
nach einer Bleibe suchende „Roma aufnehmen“. Der luxemburgische 
Auβenminister Jean Asselborn bezeichnete daraufhin Sarkozys Replik als 
„böswillig“. 
 



Einen ähnlichen Vorschlag hatte am 25. August der rechtsextreme Politiker 
Bruno Gollnisch, Vizevorsitzender des Front National (FN), an den Papst 
gerichtet (vgl. http://www.lepoint.fr/politique/bruno-gollnisch-suggere-que-les-roms-s-installent-au-vatican-25-
08-2010-1228549_20.php). Infolge seiner – kryptisch formulierten, aber dennoch 
deutlichen – Kritik an der französischen Abschiebepolitik forderte Gollnisch 
damals Benedikt den XVI. dazu auf, die Roma „bei sich im Vatikan 
aufzunehmen“. Im Umfeld seiner Partei, die viele Ultrakatholiken in ihren 
Reihen zählt, stieβ es allerdings auf Kritik, dass der Anwärter auf den 
Parteivorsitz des FN ausgerechnet den Papst auf diese Weise angriff. Das 
argumentative Grundmuster – „Wer nichts gegen Einwanderer hat, möge 
gefälligst sein eigenes Haus dafür hergeben“ – ist unter Rechtsextremen 
jedoch altbekannt. 
 
Aufrichtige Empörung und falscher Nazi-Vergleich 
 
Aus Viviane Redings Mund sprach echte, aufrichtige Empörung. Zwar sind 
auch EU-Politiker, ebenso wie nationale Berufspolitiker, zweifellos zu 
kalkulierendem Zynismus fähig und neigen in vielen Lagen dazu. Aber die Wut 
der Luxemburgerin war in diesem Falle wohl ungespielt. Denn die französische 
Politik schien ihr gegen Regeln zu verstoβen, die bei Protagonisten  der 
europäischen Integrationspolitik sicherlich als fundamental gelten und 
Bestandteil ihrer Grundüberzeugungen geworden sind. 
 
Die 1957 durch die Römischen Verträge eingerichtete Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), später die Europäische Gemeinschaft und 
inzwischen die EU beruhen im Kern auf einem Bündel von Grundregeln. Zu 
ihnen zählt die Freizügigkeit für die Angehörigen von Mitgliedsländern – jedoch 
keineswegs für Einwanderer aus „Drittstaaten“, die Regelungen zur 
Abschiebung von auβereuropäischen Unerwünschten werden derzeit auf EU-
Ebene vereinheitlicht – sowie die Ablehnung von Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit. Ein Verstoβ gegen diese Grundprinzipien muss einer 
Repräsentantin der EU geradezu als Häresie vorkommen. 
 
Die Gründe dafür liegen in der historischen Genese und im Charakter des 
europäischen Aufbauprojekts. Einige Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg 
entstand dieses zwar auch dezidiert als Schutz- und Trutzbündnis gegen 
Auβenstehende, Dritte: gegen die Ausbreitung „des Kommunismus“ im Osten, 
aber auch, damit die seit 1945 geschwächten europäischen Mächte dem 
„Schock“ der Entkolonisierungwelle besser standhalten konnten. Das 
Versprechen auf Frieden, das stets als einer der Grundsätze der europäischen 
„Einigung“ gefeiert wurde, war insofern auch verlogen – weltpolitisch 
betrachtet. Jedoch gehört das Versprechen, zur Aussöhnung von Nationen zu 
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führen, die lange Perioden hindurch miteinander verfeindet waren und 
gegeneinander Krieg führten, jedenfalls im Kreis der Mitgliedsländer zu den 
wichtigsten Grundsätzen. Der Glaube daran strahlte auch in die Gesellschaft 
hinein aus und prägte die Mentalität von ganzen Generationen mit. Auch für 
einige der Menschen, die innerhalb der EU-Institutionen Karriere achten, dürfte 
er eine Antriebsfeder bilden. Hinzu kommt für eine luxemburgische 
Staatsbürgerin sicherlich eine besonders starke Identifikation mit der 
europäischen Integration – ihr Herkunftsland, das zuletzt durch 
Nazideutschland besetzt worden war, könnte sich in einer Welt konkurrierender 
Nationalstaaten wohl kaum behaupten. 
 
Hinzu kommt, dass die frühere EWG und jetzige Europäische Union von 
Anfang an vor allem um einen gemeinsamen Markt herum konstruiert worden 
ist, und nicht etwa um politische Vorhaben. Der freie Waren- und 
Kapitalverkehr zuzüglich der freien Zirkulation der Arbeitskräfte sollten die 
europäische Integration gewährleisten, und nicht ein politisches Programm, um 
das grenzüberschreitend gestritten worden wäre. Um einen offenen Markt 
zwischen ehemals konkurrierenden Nationalstaaten – noch dazu mit 
erheblichem Wohlstandsgefälle, wie es schon 1957 etwa zwischen 
Westdeutschland und Süditalien bestand – funktionieren zu lassen, muss 
jedoch die Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit ausgeschaltet 
oder zurückgedrängt werden. Dies gilt für Anbieter von Dienstleistungen 
ebenso wie für Lohnabhängige auf der Suche nach Arbeit. Sonst kann ein 
gemeinsamer Binnenmarkt nicht als funktionstüchtig gelten.  
 
Die seit Ende Juli 2010 mit lautem Getöse eingeläutete Offensive Nicolas 
Sarkozys gegenüber rumänischen und bulgarischen Staatsangehörigen kehrt 
diesen Prinzipien jedoch erkennbar den Rücken. Zumal die Welle von 
Ausweisungen und, durch polizeilichen Druck erzwungenen, „freiwilligen“ 
Ausreisen tatsächlich auf eine Logik der Kollektivbestrafung einer so 
genannten ethnischen Gruppe zurückzuführen ist. Am 18. Juli dieses Jahres 
hatten „Landfahrer“ (Gens du voyage), die französische Staatsbürger sind, in 
dem zentralfranzösischen Dorf Saint-Aignan eine Gendarmeriestation 
demoliert. Zuvor hatte ein Beamter einen 21jährigen aus ihrer 
Bevölkerungsgruppe erschossen. Angeblich aus Notwehr -  aber an diese 
These glaubt offenkundig auch die Justiz nicht, die Anfang September 
ankündigte, ein Strafverfahren gegen den Todesschützen einzuleiten. Aufgrund 
der Vorfälle von Saint-Aignan holte Nicolas Sarkozy wenige Tage später zum 
Rundumschlag gegen so genannte Zigeuner aus. Und mischte dabei von 
Anfang an zwei Bevölkerungsgruppen zusammen, die er für Kriminalität 
verantwortlich machte, die jedoch untereinander - mit Ausnahme einer mehrere 
Jahrhunderte zurückliegenden Abstammung, und teilweise kulturellen 



Elementen - nichts miteinander gemeinsam haben. Auf der einen Seite stehen 
die ,Gens du voyage’, eine Bevölkerungsgruppe, die seit dem 15. Jahrhundert 
in Frankreich lebt2. Auf der anderen die Roma, die seit nunmehr circa zwanzig 
Jahren aus Südosteuropa zuzuwandern begannen. Beide Gruppen wurden in 
einen Topf gesteckt, und auf einem spektakulär inszenierten Gipfeltreffen, das 
am 28. Juli im Elysée-Palast stattfand, wurde ein schärferes staatliches 
Vorgehen gegen beide angekündigt. 
 
Daraus resultiert die Wut von Viviane Reding – und anderen EU-
Politiker/inne/n. Die Tatsache, dass sie in ihrer Erklärung auch auf den Zweiten 
Weltkrieg anspielte, ging jedoch in den Augen vieler ihrer Kollegen zu weit; 
während die französische Politik die Gelegenheit nutzte, sich als Opfer einer 
Verteufelung durch einen ungerechtfertigten Nazi-Vergleich aufzuspielen und 
sich bitter zu beklagen. Viviane Reding selbst nahm diesen Teil ihrer Äuβerung 
am Mittwoch Abend (15. September) zurück, sofern er als Gleichsetzung der 
französischen Abschiebepraxis mit NS-Verbrechen verstanden werde, was sie 
nicht beabsichtige. Kommissionspräsident José Manuel Barroso seinerseits 
präzisierte, einen Nazi-Vergleich finde er falsch und ein solcher sei 
abzulehnen, ansonsten aber spreche Viviane Reding „für die gesamte 
Kommission“. Auch die deutsche Bundesregierung – für welche, aus 
historischen Gründen, die europäische Integration in besonderem Ausmaβ zum 
Teil der Staatsraison wurde – unterstützte am Mittwoch ausdrücklich die EU-
Kommission. Historische NS-Vergleiche seien nicht gerechtfertigt, aber in der 
Sache sei „keinerlei Diskriminierung gegenüber ethnischen Minderheiten“ 
rechtens, erklärte Regierungssprecher Steffen Seibert auf einer 
Pressekonferenz in Berlin. Selbst der französische EU-Kommissar Michel 
Banier – früher einmal Minister unter Jacques Chirac – schwenkte ungefähr auf 
diese Linie ein: Zwar betonte er zunächst seine Kritik am (angeblichen) Nazi-
Vergleich, ging dann jedoch dazu über, die Legitimität einer Stellungnahme der 
Kommission zur französischen Abschiebepolitik zu unterstreichen. Und erklärte 
sich solidarisch mit dem Rest seiner Kollegen von der EU-Kommission. 
 

                                                 
2 Historisch zählen die Vorfahren diéser ,Gens du voyage’ zur selben Abstammungsgruppe wie die 
Sinti und Roma– oder jedenfalls ihr « harter Kern ». Doch im Laufe der letzten Jahrzehnte kamen 
zahlreiche Personen zu diéser (insgesamt 400.000 Menschen zählenden) Verwaltungskategorie der 
« Landfahrer » hinzu, die selbst gar nicht von so genannten Zigeunern abstammen. Das französische 
Recht sah seit den ersten Jahren des 20. Jahrhunderts einen Sonderstatus für die so genannten 
« Landfahrer » vor, der es ihnen erlaubte, etwa von Jahrmarkt zu Jahrmarkt oder von Metallwaren-
Handelsplatz zu Handelsplatz (wo sie eine Frühform von Recycling betrieben) zu ziehen. Aufgrund 
dieses rechtlichen Sonderstatus war es für vièle Händler, die selbst eine « wandernde » Aktivität 
betrieben, vorteilhaft, sich ebenfalls als ,Gens du voyage’ registrieren zu lasen. Auch sie gar keine 
gemeinsame Abstammung mit ihnen teilten. 



Der französische Minister für EU-Angelegenheiten, Pierre Lellouche, der 
Sarkozys UMP angehört, erklärte sich beleidigt. Er habe keine Lust, „sich wie 
ein kleiner Junge behandeln“ und durch die EU an den Ohren ziehen zu 
lassen. Frankreich sei „ein souveräner Staat“ und „ein groβes Land“, fügte er 
hinzu. In der Quintessenz bedeutete dies, es habe sich nicht von Brüssel in 
seine Angelegenheiten schauen zu lassen. Lellouche fügte hinzu, die 
Europäische Kommission habe nicht die Aufgabe – noch das Recht -, sich zum 
„Wächter der Einhaltung der EU-Verträge“ aufzuspielen. Allerdings ist genau 
diese Rolle der Kommission in den europäischen Vertragen schwarz auf weiβ 
festgeschrieben. 
 
Brüllerei in Brüssel 
 
An diesem Punkt vollzog Präsident Sarkozy kurz darauf eine kleine 
Kehrtwende. Bei seinem Auftritt in Brüssel vermied er es, derart offen die Rolle 
der europäischen Institutionen zu attackieren oder in Frage zu stellen. Vielmehr 
erklärte er – wie am Gipfeltreffen teilnehmende Diplomaten hinterher der 
Presse erläuterten – sogar ausdrücklich, die Kommission sei im Recht, über die 
Einhaltung der Verträge zu wachen und diesbezüglich die Politik der 
Mitgliedsstaaten zu kontrollieren. Allerdings gebe es seitens Frankreichs 
keinerlei Regelverstoβ, behauptete Sarkozy: Seit Ende Juli 2010 seien 
inzwischen 199 illegale Ansiedlungen mit 5.400 Insassen abgeräumt worden, 
davon beträfen jedoch vier Fünftel „französische Landfahrer“. Deswegen, weil 
Letztere also die Staatsbürgerschaft des Landes besitzen, gebe es auch 
„keinerlei Diskriminierung“. (Inzwischen hat allerdings die liberale Pariser 
Abendzeitung ,Le Monde’ präzisiert, die Geräumten seien - im Gegenteil - 
„überwiegend Roma“, vgl. http://abonnes.lemonde.fr/societe/article/2010/09/22/la-plupart-
des-campements-evacues-abritaient-des-roms_1414891_3224.html#ens_id=1389596 )   
 
Daraufhin ging Sarkozy im nächsten Moment zum Gegenangriff über, den er 
auf die Justizkommissarin Viviane Reding konzentrierte – obwohl er schon am 
Vorabend selbst erklärt hatte, der Elysée-Palast nehme „die Entschuldigung 
(Redings) zur Kenntnis“, nachdem selbige präzisiert hatte, keinen NS-Vergleich 
vornehmen zu wollen.  
 
Das Gipfeltreffen fand hinter verschlossenen Türen statt, doch Teilnehmer 
erzählten, Sarkozys Attacken und der darauf folgende Schlagabtausch mit 
Barroso seien drauβen sehr deutlich zu hören gewesen. Der luxemburgische 
Premierminister Jean-Claude Juncker bezeichnete ihr Aufeinandertreffen als 
,mâle’ und ,viril’, zwei Adjektive, die beide (in unterschiedlicher Abstufung) 
„männlich“ bdeuten. Auf der anschlieβenden Pressekonferenz erklärte Nicolas 
Sarkozy dann, Frankreich sei „beleidigt, verletzt, erniedrigt“ worden. Seine 
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Pflicht als Staatschef sei es, „Frankreich zu verteidigen“. In seinem eigenen 
Land hatten allerdings unter anderem die Grünen und Teile der 
Sozialdemokratie offen die Kritik der EU-Kommission gegen Sarkozys Politik 
unterstützt. 
 
Ein Senator der UMP möchte Luxemburg von der Landkarte 
streichen 
 
Ein fast schon wieder lustiges, doch bezeichnendes Nachspiel hatte die 
Angelegenheit noch ein paar Tage später: nämlich als sich Philippe Marini, ein 
Senator (= Mitglied des parlamentarischen „Oberhauses“) der Regierungspartei 
UMP, sich am 18. September auf ,Radio France Culture’ zu Wort meldete. Der 
UMP-Senator ergriff an jenem Samstag das Wort, um dem Radiosender zu 
erklären, er „zöge es vor“, dass bzw. falls „Luxemburg nicht existieren“ würde. 
Daraufhin erging er sich noch in historischen Fantasien und führte aus, dass 
Napoléon III. und Bismarck sich im Jahr 1867 auf einen anderen Grenzverlauf 
hätten einigen können, dem zufolge es keinen Staat Luxemburg gegeben 
hätte. 
 
Die Abgeordneten im luxemburgischen Parlament forderten daraufhin am 
Dienstag, den 21. September offiziell eine Entschuldigung von Philippe Marini. 
Parlamentspräsident Laurent Mosar erklärte dazu, er habe sich mit dem 
Präsidenten des französischen Senats – Gérard Larcher – am Telefon 
unterhalten, und bei dieser telefonischen Unterredung eine „offizielle 
Entschuldigung“ des Parlamentariers Marini gefordert. Von einer solchen 
wurde zwar (jedenfalls in der Öffentlichkeit) nichts bekannt. Doch der 
französische Premierminister François Fillon hatte sich schon am Vortag, dem 
2o. September, bei Luxemburg entschuldigen müssen.  
 
Dessen Auβenminister Jean Asselborn verglich daraufhin Philippe Marini und 
dessen Absicht bzw. erklärte Fantasie, das Groβherzogtum von der Landkarte 
zu fegen, mit Adolf Hitler sowie Mahmud Ahmedinjedad. (Aufgrund von dessen 
Erklärung – deren Übersetzung ziemlich umstritten ist -, angeblich Israel 
ausradieren zu wollen ; wozu dieser Vertreter der iranischen Diktatur sicherlich 
geistig fähig, keinesfalls jedoch militärisch auch nur entfernt in der Lage ist.)  
Auch zwei Abgeordnete aus dem ostfranzösischen Lothringen und der 
Grenzregion zu Luxemburg - darunter eine von der französischen 
Regierungspartei UMP sowie ein anderer bürgerlicher Rechter -, erklärten sich 
„empört“ über den verbalen Vorstoβ ihres Parlamentskollegen Philippe Marini. 
Beide wiesen darauf hin, dass „Luxemburg schon seit über einem Jahr im 
Visier Nicolas Sarkozys und seiner Umgebung“ (d.h. seiner Berater) stehe, vor 



allem aufgrund wirtschaftspolitischer Konflikte und Differenzen. Bislang ging es 
allerdings noch nicht bis zum erklärten Wunsch nach Auslöschen oder 
Verschwinden(lassen) eines EU-Mitgliedsstaats... Angesichts von 70.000 
französischen Grenzgänger/inne/n, die täglich in Luxemburg arbeiten gingen, 
seien solche Auslassungen verantwortungslos, befanden die beiden 
Abgeordneten. 3
 
Dessen Idee – und die Tatsache, sie lauthals zu äuβern – war entweder 
schlichtweg höchst dümmlich, oder aber eine kalkulierte Provokation. In jedem 
Falle steht sie für eine Politik der ungezügelten (jedoch in diesem Falle zum 
Glück noch symbolisch bleibenden) Gewalt. Seien wir froh, dass der 
europäische Kontinent in 2010 nicht nach denselben Spielregeln funktioniert 
wie im Jahr 1910: Sonst stünde er nämlich mutmaβlich schon jetzt in Flammen; 
und die Sarkozy-Bande mitsamt Marini & Co hätten längst nicht nur „nationale“ 
Leidenschaften, sondern auch den dazu passenden Krieg entfesselt. 
 
Nützlich oder schädlich für Sarkozys Popularitätskurve ? 
 
„Frankreich fordert Europa heraus“, überschrieb dazu die französische 
Gratistageszeitung ,Métro’ ihrer Titelseite. Ob dieser „Zusammenstoβ“ 
zwischen dem Präsidenten und führenden EU-Politikern – sowie seine 
nachträgliche politische Inszenierung – Nicolas Sarkozy unter 
Popularitätsgesichtspunkten nutzt, ist nicht völlig ausgemacht. Zwar hatten in 
der Vergangenheit französische Politiker, wie Präsident Jacques Chirac und 
Premierminister Jean-Pierre Raffarin, inszenierte und begrenzte Konflikte mit 
Brüssel nutzen können, um innenpolitischen Nutzen daraus zu ziehen. Es ging 
dabei in den Jahren 2002, 2003, 2004 um eine Lockerung der Sparpolitik 
gemäβ den Maastricht-Kriterien, eine Erlaubnis aus Brüssel zur Senkung der 
Mehrwertsteuer für Restaurantessen auf 5,5 Prozent oder die Rettung des 
französischen Konzerns Alstom. (Vgl. 
http://www.labournet.de/branchen/sonstige/masch/alstom-bs.html  sowie 
http://jungle-world.com/artikel/2002/21/23918.html ) Aber nie war der Konflikt 
derart ernst wie der jüngste. Nie ging es dabei auch um so fundamentale 
                                                 
3 Vgl. zu dieser Episode : http://www.lepoint.fr/politique/le-luxembourg-annonce-
avoir-recu-les-excuses-de-fillon-apres-les-propos-d-un-senateur-20-09-2010-
1238703_20.php und 
http://abonnes.lemonde.fr/politique/article/2010/09/20/francois-fillon-s-excuse-
pour-les-propos-de-philippe-mariani-sur-le-luxembourg_1413721_823448.html 
oder http://www.lejdd.fr/Politique/Depeches/Polemique-Roms-Fillon-appelle-au-
calme-221767/ sowie http://www.lefigaro.fr/flash-actu/2010/09/21/97001-
20100921FILWWW00484-marini-deux-parlementaires-indignes.php
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„Werte“. Denn auch viele französische Bürger sehen etwa republikanische und 
universalistische Prinzipien durch die Abschiebepolitik sowie 
Ausbürgerungspläne der Rechtsregierung verletzt. Am ersten Samstag im 
September hatten über 150.000 Menschen in knapp 150 französischen 
Städten, davon rund 40.000 in Paris, dagegen demonstriert. Auch später 
gingen noch Menschen dagegen auf die Straβe – oder protestierten am 12. 
September 10 auf mehreren Gipfeln der Alpen und der Pyrenäen dagegen. 
(Vgl.4) 
 
Am Freitag, den 17. September publizierte zunächst die konservative 
Tageszeitung ,Le Figaro’ eine Umfrage des Instituts OpinionWay, die ergeben 
haben will, dass 56 Prozent der Befragten „die Entscheidung der EU-
Kommission, ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Frankreich einzuleiten“, 
ablehnten (vgl. http://www.lefigaro.fr/assets/pdf/LeFigaro-Politoscope-Saison5-vague3.pdf). Dies wurde 
als Unterstützung der französischen Regierung und ihrer Haltung interpretiert. 
Allerdings waren laut derselben Quelle 61 Prozent der sozialdemokratischen 
und 69 Prozent der grünen Wähler gegenteiliger Auffassung.  
 
OpinionWay ist jedoch reichlich umstritten. Das Meinungsforschungsinstitut 
gehört Patrick Buisson, der in den 80er Jahren Chefredakteur der 
rechtsextremen Wochenzeitung ,Minute’ war und Jahre lang zwischen Jean-
Marie Le Pen und den Konservativen zu vermitteln versuchte.  Seit 2007 zählt 
er zu den Beratern von Nicolas Sarkozy. Die Umfragen des Instituts sind 
methodisch umstritten, und andere Studien zum Meinungsklima kommen oft zu 
gegenläufigen Ergebnissen – es kommt eben darauf an, wie man eine Frage 
stellt und in welchen Kontext man sie jeweils einbettet. (Vgl. zur Kritik an der 
vorliegenden Umfragen im Einzelnen, ferner ausführlich: 
http://www.marianne2.fr/Roms-le-sondage-sur-mesure-d-OpinionWay-et-du-

Figaro_a197488.html?preaction=nl&id=5908561&idnl=26080& )  
 
Am Samstag, den 18. 09. 10 dann veröffentlichte die liberale Boulevardzeitung 
,Le Parisien’ eine weitere Umfrage. Ihr zufolge finden 56 Prozent, dass es zu 
den Aufgaben der EU gehöre, sich zur französischen Abschiebepolitik zu 
äuβern; und dass 54 Prozent „ihrer Kritik eine hohe Bedeutung beimessen“. 
(Vgl. http://www.lejdd.fr/Politique/Depeches/Roms-Les-Francais-sensibles-aux-critiques-220945/  
oder auch http://www.lepost.fr/article/2010/09/18/2226557_sarkozy-contre-le-reste-de-l-europe-
les-francais-choisissent-l-europe.html#xtor=EPR-275-%5BNL_732%5D-20100919-

                                                 
4  Vgl. dazu mit Photo http://abonnes.lemonde.fr/politique/article/2010/09/12/des-alpinistes-
defient-sarkozy-sur-le-mont-blanc_1410189_823448.html  und auch den Artikel : 
http://www.liberation.fr/societe/01012289265-tout-securitaire-les-montagnards-sont-las ; oder ihr 
Kommuniqué unter: http://www.volopress.net/volo/spip.php?article524  
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%5Bpolitique%5D ) Dies wurde wiederum als Unterstützung für die Europäische 
Kommission gewertet. Am Wochenende wiederum eine Sonntagszeitung in 
Bordeaux (‚Sud Ouest Dimanche’) eine Befragung, wonach 71 Prozent der 
Franzosen die Auffassung vertreten, das Image ihres Landes habe sich in den 
letzten Wochen „negativ entwickelt“. 
 
Wie das Meinungsklima dazu auf Dauer ausfällt, ist derzeit noch offen. 
Sicherlich kann Nicolas Sarkozy versuchen, darauf zu bauen, dass es 
genügend begründete wie unbegründete Kritik und auch Ressentiments in der 
französischen Bevölkerung gegen die EU gibt, um zu versuchen, sich vor 
diesem Hintergrund erfolgreich zu profilieren. Ein Hauptgrund dafür, warum die 
EU beileibe nicht nur positiv betrachtet wird – und dass laut Zahlen von Mitte 
September d.J. inzwischen 60 Prozent der Französinnen und Franzosen den 
Euro negativ bewerten5 -, liegt in ihrer Wirtschaftspolitik: Bei der Privatisierung 
von öffentlichen Dienstleistung und sozialer Vorsorge koordinieren die 
nationalen Eliten ihre Vorgehensweise bevorzugt in Brüssel. Auch, weil die 
Politiker der Einzelstaaten dort gerne ihre daraus erwachsenden 
Legitimationsprobleme abladen – „Wir können nichts dagegen machen, die EU 
will es so.“ Die Kritik an den Inhalten dieser Klassenpolitik verschwimmt jedoch 
oft, obwohl nicht immer, mit Ressentiments gegen das supranationale 
„Gebilde“ und die grenzübergreifende Integration an und für sich.  
 
Die rechtsextreme Opposition, die daran systematisch anknüpft, nutzte die 
Attacken aus Brüssel gegen Sarkozys Romapolitik für Angriffe auf die 
supranationale Integration. Die Europäische Union sei „totalitär“, reagierte die 
FN-Politikerin Marine Le Pen bereits am Dienstag, den 14. September auf die 
Ankündigung aus Brüssel, eine Vertragsverletzung durch Frankreich zu 
untersuchen. (Vgl. http://www.lepoint.fr/politique/marine-le-pen-l-union-europeenne-est-d-
esprit-totalitaire-15-09-2010-1236507_20.php) Und am Freitag, den 17. September warf 
die voraussichtliche künftige Parteichefin dann Präsident Sarkozy vor, auf die 
Anmaβungen der „europäistischen Ayatollahs“ – „Europäismus“ ist eine 
sprachliche Neuschöpfung der extremen Rechten und ein negativer Begriff – 
reagiere er nur mit folgenlosen Verbalprotesten. (Im Originalton: ,coups de 
menton’, wörtlich ungefähr „Kinnbewegungen“.)  
 
 
 

                                                 
5 Vgl. http://abonnes.lemonde.fr/web/recherche_breve/1,13-0,37-1135028,0.html  und 
http://abonnes.lemonde.fr/economie/article/2010/09/15/deux-francais-sur-trois-mecontents-de-l-
euro_1411697_3234.html  
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Bis wohin könnte Sarkozy noch gehen ? 
 
 
Im Unterschied zur, offen „europafeindlichen“ oder jedenfalls auf die 
Souveränität der Nationalstaaten pochenden, extremen Rechten muss das 
regierende bürgerliche Lager sich auf grundlegende „Werte“ und Prinzipien der 
europäischen Integration verpflichtet fühlen. Ein Teil der französischen Rechten 
wäre jedoch, unter dem Druck des derzeit erneut stark im Aufwind befindlichen 
Front National, - je nach Opportunität - zu einem Bruch mit mancher solcher 
Grundsätze bereit.  
 
Vor nunmehr zwanzig Jahren, im April 1990, organisierte ein Teil der 
konservativen Rechten einen Kongress zum Thema Einwanderungspolitik. 
(Vgl. http://abonnes.lemonde.fr/cgi-
bin/ACHATS/ARCHIVES/archives.cgi?ID=92cd4f54227c74fda198230dbf5766e5cacc21ea16b83150  ) Der 
Ausrichter der Veranstaltung, ein aufstrebender bürgerlicher Jungpolitiker, 
sprach sich in diesem Zusammenhang explizit dafür aus, in Frankreich lebende 
– auch „legal“ und dauerhaft dort wohnende - Ausländer vom Zugang zu 
Sozialleistungen auszuschlieβen. Letztere sollten unter den Vorbehalt der 
Staatsangehörigkeit gestellt werden. Denselben Vorschlag hatte zuerst der 
Front National erfunden, bei dem dieses Prinzip als ‚préférence nationale’, 
ungefähr „Bevorzugung der Inländer“, bekannt und ein Kernbestandteil des 
Programms ist. Einen klareren Verstoβ gegen geltendes europäisches Recht 
kann man sich schwerlich vorstellen. Ein Teil der Konservativen war jedoch 
erkennbar bereit, sich dieser Forderung anzuschlieβen und so einen Schritt auf 
ihre Konkurrenten von der extremen Rechten zuzugehen. 
 
Der 35jährige aufstrebende Karrierist, der damals diesen Vorschlag 
unterbreitete, hieβ Nicolas Sarkozy. Derselbe war es, der im Juni 1998, 
nachdem der frühere Premierminister Edouard Balladur die Einrichtung einer 
Kommission zum Thema „Bevorzugung der Inländer“ verlangt hatte, explizit 
erklärte: „Die ,préférence nationale’ darf nicht länger ein Tabu sein.“ In jenem 
Jahr war die bürgerliche Rechte allerdings in der Opposition. 
 
Im Rückblick wird erkennbar, wie weit  Nicolas Sarkozy grundsätzlich zu gehen 
bereit ist. Auch wenn er dabei Gefahr läuft, tragende Prinzipien sowohl der 
französischen Republik – die jedenfalls auf theoretischer Ebene dem 
Universalismus der Französischen Revolution verbunden bleibt – als auch der 
europäischen Integration mit Füβen zu treten. Als Präsident muss Sarkozy 
sicherlich stärkere realpolitische Rücksichten nehmen, als er dies seinerzeit als 
Jung- oder Oppositionspolitiker musste. Dennoch ist es augenscheinlich nur 
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eine Frage der politischen Konjunktur, des Augenblicks, der Gelegenheit und 
des gerade herrschenden politischen Kräfteverhältnisses. 
 
Auch mit seinen relativ extremen Vorschlägen seit Ende Juli d.J. – von der 
Kollektivbestrafung der Roma bis zu den Ausbürgerungsplänen für straffällige 
Franzosen „ausländischer Herkunft“ – hat Sarkozy sein politisches Register 
noch nicht voll ausgeschöpft. Die Protagonisten der europäischen Politik 
wissen oder ahnen dies. Und deswegen wird man ihn wohl im Auge behalten. 
 
Bernard Schmid, Paris, 27.09.2010 


